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Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung 

Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung 

Entwurf eines Gesetzes zur För-
derung des Einsatzes von Video-
konferenztechnik in der Zivilge-
richtsbarkeit und den Fachge-

richtsbarkeiten 

Entwurf eines Gesetzes zur För-
derung des Einsatzes von Video-
konferenztechnik in der Zivilge-
richtsbarkeit und den Fachge-

richtsbarkeiten 

Vom … Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Ge-
setz beschlossen: 

Der Bundestag hat das folgende Ge-
setz beschlossen: 

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes 

Änderung des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 294) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 185 Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 1. u n v e r ä n d e r t  

„(1a) Der Vorsitzende kann gestat-
ten oder anordnen, dass der Dolmet-
scher per Bild- und Tonübertragung an 
der Verhandlung, Anhörung oder Ver-
nehmung teilnimmt. Der Vorsitzende 
kann zusätzlich anordnen, dass sich 
der Dolmetscher an demselben Ort auf-
hält wie die Person, die der deutschen 
Sprache nicht mächtig ist.“ 

 

2. Dem § 191a wird folgender Absatz 4 
angefügt: 

2. u n v e r ä n d e r t  

„(4) In gerichtlichen Verfahren ein-
gesetzte Videokonferenztechnik ist für 
die Verständigung mit einer blinden 
oder sehbehinderten Person auf deren 
Verlangen barrierefrei zugänglich zu 
machen. Absatz 3 Satz 4 gilt entspre-
chend.“ 
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3. § 193 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t  

a) Dem Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1 vorangestellt: 

 

„(1) Die Beratung und die Ab-
stimmung können mit Einverständ-
nis aller zur Entscheidung berufe-
nen Richter ganz oder teilweise per 
Bild- und Tonübertragung durchge-
führt werden. In diesem Fall ist 
durch organisatorische und techni-
sche Maßnahmen die Wahrung 
des Beratungsgeheimnisses si-
cherzustellen.“ 

 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 
2. 

 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 
3 und in Satz 1 werden die Wörter 
„Absätzen 3 und 4“ durch die Wör-
ter „Absätzen 4 und 5“ ersetzt. 

 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 
4 und wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Ab-
satz 2“ durch die Angabe „Ab-
satz 3“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„§ 1 Absatz 2 und 3 des Ver-
pflichtungsgesetzes vom 2. 
März 1974 (BGBl. I S. 469, 
547), das durch § 1 Nummer 4 
des Gesetzes vom 15. August 
1974 (BGBl. I S. 1942) geän-
dert worden ist, gilt entspre-
chend.“ 

 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5 und in Satz 2 wird die Angabe 
„Absatz 2“ durch die Angabe „Ab-
satz 3“ ersetzt. 
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Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Beratungshilfe-
gesetzes 

u n v e r ä n d e r t  

§ 4 des Beratungshilfegesetzes vom 
18. Juni 1980 (BGBl. I S. 689), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

 

1. In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „münd-
lich“ durch die Wörter „vor der Ge-
schäftsstelle zu Protokoll erklärt“ er-
setzt. 

 

2. Dem Absatz 3 wird folgender Satz an-
gefügt: 

 

„In geeigneten Fällen kann die Ge-
schäftsstelle Erklärungen und Versi-
cherungen nach Satz 1 auch zu Proto-
koll aufnehmen.“ 

 

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung der Beratungshilfe-
formularverordnung 

u n v e r ä n d e r t  

In § 1 Nummer 1 der Beratungshilfefor-
mularverordnung vom 2. Januar 2014 
(BGBl. I S. 2), die durch Artikel 2 der Verord-
nung vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2368) geändert worden ist, werden die Wör-
ter „mündlich stellt“ durch die Wörter „vor 
der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt“ er-
setzt. 
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Artikel 4 Artikel 4 

Änderung des Gesetzes, betref-
fend die Einführung der Zivil-

prozessordnung 

Änderung des Gesetzes, betref-
fend die Einführung der Zivil-

prozessordnung 

Die §§ 16 und 17 des Gesetzes, betref-
fend die Einführung der Zivilprozessord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 310-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 10. September 
2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, 
werden wie folgt gefasst: 

§ 16 des Gesetzes, betreffend die Ein-
führung der Zivilprozessordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 310-2, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I S. 
272) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

„§ 16 „§ 16 

(1) Die Bundesregierung und die Lan-
desregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für ihre jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereiche vollvirtuelle Videover-
handlungen zum Zwecke ihrer Erprobung 
zuzulassen. Eine Videoverhandlung (§ 128a 
der Zivilprozessordnung) findet als vollvirtu-
elle Videoverhandlung statt, wenn alle Ver-
fahrensbeteiligten und alle Mitglieder des 
Gerichts an der mündlichen Verhandlung 
per Bild- und Tonübertragung teilnehmen 
und der Vorsitzende die Videoverhandlung 
von einem anderen Ort als der Gerichts-
stelle aus leitet. Die Landesregierungen 
können die in Satz 1 genannte Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf die Lan-
desjustizverwaltungen übertragen. 

(1) Die Bundesregierung und die Lan-
desregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für ihre jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereiche zum Zwecke der Er-
probung zuzulassen, dass die Gerichte zur 
Herstellung der Öffentlichkeit bei Video-
verhandlungen nach § 128a Absatz 6 
Satz 1 der Zivilprozessordnung auch die 
unmittelbare Teilnahme der Öffentlich-
keit an der Videoverhandlung ermögli-
chen. Die Landesregierungen können die in 
Satz 1 genannte Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die Landesjustizver-
waltungen übertragen. Wird von der Er-
mächtigung nach Satz 1 Gebrauch ge-
macht, gelten § 160 Absatz 1 Nummer 6 
und § 310 Absatz 1 Satz 4 der Zivilpro-
zessordnung entsprechend. 

(2) Die Zulassung vollvirtueller Video-
verhandlungen kann auf einzelne Gerichte 
oder Verfahren beschränkt werden. In der 
Rechtsverordnung ist Folgendes zu bestim-
men: 

(2) Die Zulassung der Erprobung 
kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren 
beschränkt werden. 

1. die technischen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen für die Herstel-
lung der Öffentlichkeit nach Absatz 4 
sowie 

entfällt 

2. Art und Umfang der nach § 17 zu erhe-
benden Daten. 

entfällt 
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Die Geltungsdauer der Rechtsverordnung 
ist längstens bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2033 zu befristen. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Die Geltungsdauer der Rechtsverordnung 
ist längstens bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2033 zu befristen. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Ist durch Rechtsverordnung nach 
den Absätzen 1 und 2 eine vollvirtuelle Vi-
deoverhandlung zugelassen, so ist deren 
Durchführung nur zulässig, wenn 

(3) Das Bundesministerium der Jus-
tiz evaluiert unter Beteiligung der an der 
Erprobung teilnehmenden Länder vier 
Jahre und acht Jahre nach dem … [ein-
setzen: Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 19 Absatz 1 dieses Gesetzes] die 
mit der Herstellung der Öffentlichkeit 
nach Absatz 1 Satz 1 gemachten Erfah-
rungen und die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse. 

1. alle Mitglieder des Gerichts gegenüber 
dem Vorsitzenden erklärt haben, an der 
mündlichen Verhandlung per Bild- und 
Tonübertragung teilzunehmen,  

entfällt 

2. gegenüber allen Verfahrensbeteiligten 
eine Videoverhandlung nach § 128a 
Absatz 2 der Zivilprozessordnung an-
geordnet wurde und 

entfällt 

3. kein Verfahrensbeteiligter fristgerecht 
Einspruch nach § 128a Absatz 5 Satz 1 
der Zivilprozessordnung eingelegt hat. 

entfällt 

Über die Durchführung einer vollvirtuellen 
Videoverhandlung entscheidet der Vorsit-
zende. 

 

(4) In öffentlichen Verhandlungen ist 
die Öffentlichkeit herzustellen, indem die 
vollvirtuelle Videoverhandlung in Bild und 
Ton an einen öffentlich zugänglichen Raum 
im zuständigen Gericht übertragen wird. 

(4) Die an der Erprobung teilneh-
menden Länder berichten dem Bundes-
ministerium der Justiz zum Zwecke der 
Evaluierung nach Absatz 3 am Ende ei-
nes jeden Kalenderjahres über die an den 
Gerichten in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich durchgeführten Videoverhandlun-
gen, bei denen die Öffentlichkeit nach 
Absatz 1 Satz 1 hergestellt wurde. Der 
Bericht soll bezogen auf den Berichts-
zeitraum folgende Angaben enthalten: 

 1. Anzahl der an der Erprobung teilneh-
menden Gerichte, 

 2. Anzahl der Videoverhandlungen 
nach § 128a Absatz 6 Satz 1 der Zivil-
prozessordnung, 
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 3. Anzahl der Videoverhandlungen, bei 
denen die Öffentlichkeit nach Absatz 
1 Satz 1 hergestellt wurde, 

 4. Angaben über die Art und Weise der 
Herstellung der Öffentlichkeit nach 
Absatz 1 Satz 1 sowie die hierfür ent-
standenen Kosten und Aufwendun-
gen und 

 5. Angaben über die bei den Gerichten 
gewonnenen Erkenntnisse zur Nut-
zung und Akzeptanz der Herstellung 
der Öffentlichkeit nach Absatz 1 Satz 
1.“ 

§ 17 § 17 
entfällt 

(1) Das Bundesministerium der Justiz 
evaluiert unter Beteiligung der an der Erpro-
bung teilnehmenden Länder vier Jahre und 
acht Jahre nach dem … [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 19 Absatz 1 
dieses Gesetzes] die mit der vollvirtuellen 
Videoverhandlung gemachten Erfahrungen 
und die daraus gewonnenen Erkenntnisse.  

 

(2) Die an der Erprobung teilnehmen-
den Gerichte berichten dem Bundesministe-
rium der Justiz zum Zwecke der Evaluierung 
nach Absatz 1 am Ende eines jeden Kalen-
derjahres über die in ihrem Zuständigkeits-
bereich durchgeführten vollvirtuellen Video-
verhandlungen. Der Bericht soll bezogen 
auf den Berichtszeitraum folgende Angaben 
enthalten: 

 

1. Anzahl der an der Erprobung teilneh-
menden Gerichte,  

 

2. Anzahl der vollvirtuellen Videoverhand-
lungen,  

 

3. eine Beschreibung der Verfahrensart 
und der Verfahrensbeteiligten,  
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4. Angaben über die technische Ausstat-
tung des öffentlichen Übertragungs-
raums nach § 16 Absatz 4 einschließ-
lich der hierfür entstandenen Kosten 
und Aufwendungen sowie der Inan-
spruchnahme dieses Raums durch die 
Öffentlichkeit und  

 

5. Angaben über die Erfahrungen der Ge-
richte und Verfahrensbeteiligten mit der 
Durchführung vollvirtueller Videover-
handlungen.“ 

 

Artikel 5 Artikel 5 

Weitere Änderung des Geset-
zes, betreffend die Einführung 

der Zivilprozessordnung  

Weitere Änderung des Geset-
zes, betreffend die Einführung 

der Zivilprozessordnung  

Die §§ 16 und 17 des Gesetzes, betref-
fend die Einführung der Zivilprozessord-
nung, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, werden aufge-
hoben.  

§ 16 des Gesetzes, betreffend die Ein-
führung der Zivilprozessordnung, das zu-
letzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geän-
dert worden ist, wird aufgehoben.  

Artikel 6 Artikel 6 

Änderung der Zivilprozessord-
nung 

Änderung der Zivilprozessord-
nung 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Dezember 
2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 
I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 19 des 
Gesetzes vom 22. Februar 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 51) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Dezember 
2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 
I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 8. Oktober 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

1. u n v e r ä n d e r t  

a) Der Angabe zu § 117 werden ein 
Semikolon und das Wort „Verord-
nungsermächtigung“ angefügt. 

 

b) Die Angabe zu § 128a wird wie 
folgt gefasst: 
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„§ 128a Videoverhandlung“.  

c) In der Angabe zu § 802f werden die 
Wörter „Verfahren zur“ gestrichen. 

 

2. § 117 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  

a) Der Überschrift werden ein Semi-
kolon und das Wort „Verordnungs-
ermächtigung“ angefügt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wör-
ter „und für Verbraucherschutz“ ge-
strichen. 

 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  

„(4) Soweit Formulare für die 
Erklärung nach Absatz 2 eingeführt 
sind, muss sich die Partei ihrer be-
dienen. In geeigneten Fällen kann 
die Geschäftsstelle die Erklärung 
auch zu Protokoll aufnehmen.“ 

 

3. Dem § 118 Absatz 1 wird folgender 
Satz angefügt: 

3. u n v e r ä n d e r t  

„§ 128a gilt für den Erörterungstermin 
nach Satz 3 entsprechend.“ 

 

4. In § 120a Absatz 2 Satz 4 werden die 
Wörter „in dem gemäß § 117 Absatz 3 
eingeführten Formular“ gestrichen. 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. § 128a wird wie folgt gefasst: 5. § 128a wird wie folgt gefasst: 

„§ 128a „§ 128a 

Videoverhandlung Videoverhandlung 

(1) Die mündliche Verhandlung 
kann als Videoverhandlung stattfinden. 
Eine mündliche Verhandlung findet als 
Videoverhandlung statt, wenn an ihr 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter 
oder mindestens ein Mitglied des Ge-
richts per Bild- und Tonübertragung teil-
nimmt. Verfahrensbeteiligte nach die-
ser Vorschrift sind die Parteien und Ne-
benintervenienten, ihre Bevollmächtig-
ten sowie Vertreter und Beistände. 

(1) Die mündliche Verhandlung 
kann in geeigneten Fällen als Video-
verhandlung stattfinden. Eine mündli-
che Verhandlung findet als Videover-
handlung statt, wenn an ihr mindestens 
ein Verfahrensbeteiligter oder mindes-
tens ein Mitglied des Gerichts per Bild- 
und Tonübertragung teilnimmt. Verfah-
rensbeteiligte nach dieser Vorschrift 
sind die Parteien und Nebeninterve-
nienten, ihre Bevollmächtigten sowie 
Vertreter und Beistände. 
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(2) Der Vorsitzende kann auf An-
trag eines Verfahrensbeteiligten oder 
von Amts wegen die Teilnahme an der 
mündlichen Verhandlung per Bild- und 
Tonübertragung für einen Verfahrens-
beteiligten, mehrere oder alle Verfah-
rensbeteiligte gestatten oder anordnen. 
Wenn alle Prozessbevollmächtigten 
ihre Teilnahme per Bild- und Tonüber-
tragung beantragen, soll der Vorsit-
zende diese anordnen. Die Ablehnung 
eines Antrags auf Teilnahme per Bild- 
und Tonübertragung ist zu begründen. 

(2) Der Vorsitzende kann die Teil-
nahme an der mündlichen Verhandlung 
per Bild- und Tonübertragung für einen 
Verfahrensbeteiligten, mehrere oder 
alle Verfahrensbeteiligte gestatten oder 
anordnen. Beantragt ein Verfahrens-
beteiligter die Teilnahme per Bild- und 
Tonübertragung, soll der Vorsitzende 
diese anordnen. Die Ablehnung eines 
Antrags auf Teilnahme per Bild- und 
Tonübertragung ist unter Berücksich-
tigung der Umstände des Einzelfalls 
zu begründen. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Vide-
overhandlung von der Gerichtsstelle 
aus. Er kann anderen Mitgliedern des 
Gerichts bei Vorliegen erheblicher 
Gründe gestatten, an der mündlichen 
Verhandlung per Bild- und Tonübertra-
gung teilzunehmen. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Vide-
overhandlung von der Gerichtsstelle 
aus. Er kann anderen Mitgliedern des 
Gerichts gestatten, an der mündlichen 
Verhandlung per Bild- und Tonübertra-
gung teilzunehmen. 

(4) Den Verfahrensbeteiligten und 
Dritten ist es untersagt, die Videover-
handlung aufzuzeichnen. Hierauf sind 
sie zu Beginn der Verhandlung hinzu-
weisen. Die Videoverhandlung kann für 
die Zwecke des § 160a ganz oder teil-
weise aufgezeichnet werden. Über Be-
ginn und Ende der Aufzeichnung sind 
die Verfahrensbeteiligten zu informie-
ren. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Gegen eine Anordnung nach 
Absatz 2 kann der Adressat innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen Einspruch 
einlegen. Hierauf weist der Vorsitzende 
mit der Anordnung hin. Wird der Ein-
spruch fristgerecht eingelegt, so hebt 
der Vorsitzende die Anordnung für alle 
Verfahrensbeteiligten auf. Im Übrigen 
sind Entscheidungen nach dieser Vor-
schrift unanfechtbar.“ 

(5) Gegen eine Anordnung nach 
Absatz 2 kann der Adressat innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen Einspruch 
einlegen. Hierauf weist der Vorsitzende 
mit der Anordnung hin. Wird der Ein-
spruch fristgerecht eingelegt, so hebt 
der Vorsitzende die Anordnung für alle 
Verfahrensbeteiligten auf. In diesem 
Fall soll der Vorsitzende den Verfah-
rensbeteiligten, die keinen Ein-
spruch eingelegt haben, die Teil-
nahme per Bild- und Tonübertragung 
gestatten. Im Übrigen sind Entschei-
dungen nach dieser Vorschrift unan-
fechtbar. 
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 (6) Nehmen alle Verfahrensbe-
teiligten und alle Mitglieder des Ge-
richts an der mündlichen Verhand-
lung per Bild- und Tonübertragung 
teil, so kann der Vorsitzende die Vi-
deoverhandlung von einem anderen 
Ort als der Gerichtsstelle aus leiten. 
In diesem Fall ist in öffentlichen Ver-
handlungen die Öffentlichkeit herzu-
stellen, indem die Videoverhandlung 
in Bild und Ton an einen öffentlich 
zugänglichen Raum im zuständigen 
Gericht übertragen wird.“ 

6. § 129a wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t  

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 

„(2) Der Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelle kann Anträge und 
Erklärungen nach Absatz 1 auch 
per Bild- und Tonübertragung auf-
nehmen. In diesem Fall kann sich 
der Urkundsbeamte der Geschäfts-
stelle bei der Aufnahme der An-
träge und Erklärungen an einem 
anderen Ort als der Geschäftsstelle 
aufhalten. Die Bild- und Tonüber-
tragung wird nicht aufgezeichnet. § 
162 Absatz 1 Satz 1 und 3 gilt ent-
sprechend.“ 

 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3. 

 

7. § 141 Absatz 1 Satz 2 wird durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

7. u n v e r ä n d e r t  

„Das Gericht kann das persönliche Er-
scheinen auch als Teilnahme an einer 
Videoverhandlung nach § 128a gestat-
ten oder anordnen. Ist einer Partei aus 
wichtigem Grund das persönliche Er-
scheinen in dem Termin nicht zuzumu-
ten, so sieht das Gericht von der Anord-
nung ihres persönlichen Erscheinens 
ab.“ 

 

8. § 160 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 8. § 160 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t  
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„2. die Namen der Richter, des 
Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle und des etwa zu-
gezogenen Dolmetschers so-
wie im Fall des § 128a Absatz 
3 Satz 2 dieses Gesetzes und 
des § 185 Absatz 1a des Ge-
richtsverfassungsgesetzes 
die Angabe, wer an der Ver-
handlung oder der Beweisauf-
nahme per Bild- und Tonüber-
tragung teilnimmt;“. 

 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„4. die Namen der erschienenen 
Parteien, Nebenintervenien-
ten, Vertreter, Bevollmächtig-
ten, Beistände, Zeugen und 
Sachverständigen sowie im 
Fall der §§ 128a und 284 Ab-
satz 2 die Angabe, wer an der 
Verhandlung oder der Be-
weisaufnahme per Bild- und 
Tonübertragung teilnimmt, 
und im Fall des § 284 Absatz 
3 die Gerichtsstelle, von der 
aus die Parteien, Zeugen und 
Sachverständigen an der Be-
weisaufnahme teilnehmen;“. 

 

 c) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch ein Semikolon er-
setzt. 

 d) Folgende Nummer 6 wird ange-
fügt: 

 „6. in den Fällen des § 128a Ab-
satz 6 Satz 1 die Angabe, 
dass die Verhandlung in 
dieser Form durchgeführt 
wird, und bei öffentlichen 
Verhandlungen die Fest-
stellung, dass die Öffent-
lichkeit nach § 128a Absatz 
6 Satz 2 hergestellt wurde.“ 

9. § 160a wird wie folgt geändert: 9. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
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„(1) Der Inhalt des Protokolls 
kann vorläufig aufgezeichnet wer-
den.“ 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Wörter „in 
diesem Fall“ durch die Wörter 
„im Fall des Absatzes 1“ er-
setzt. 

 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„Wenn Aussagen nach § 160 
Absatz 3 Nummer 4 oder das 
Ergebnis eines Augenscheins 
nach § 160 Absatz 3 Nummer 
5 in Ton oder in Bild und Ton 
vorläufig aufgezeichnet wor-
den sind, muss lediglich dies in 
dem Protokoll vermerkt wer-
den.“ 

 

cc) In Satz 3 werden die Wörter 
„die Feststellungen“ durch die 
Wörter „den Inhalt der vorläufi-
gen Aufzeichnungen nach 
Satz 2“ ersetzt. 

 

dd) In Satz 4 werden die Wörter 
„Feststellungen nach § 160 
Abs. 3 Nr. 4“ durch die Wörter 
„Aussagen nach § 160 Absatz 
3 Nummer 4 in Ton oder in Bild 
und Ton“ ersetzt. 

 

c) Absatz 3 wird durch die folgenden 
Absätze 3 und 4 ersetzt: 

 

„(3) Die vorläufigen Aufzeich-
nungen sind 

 

1. zu den Prozessakten zu neh-
men, 

 

2. bei der Geschäftsstelle mit den 
Prozessakten aufzubewahren 
oder 

 

3. auf einer zentralen Datenspei-
cherungseinrichtung der Justiz 
zu speichern. 
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(4) Die vorläufigen Aufzeich-
nungen sind zu löschen, 

 

1. sobald das Protokoll nach der 
Sitzung hergestellt oder um 
den Inhalt der vorläufigen Auf-
zeichnungen ergänzt ist, wenn 
die Parteien innerhalb eines 
Monats nach Mitteilung der 
Abschrift keine Einwendungen 
erhoben haben; 

 

2. in nicht in Nummer 1 genann-
ten Fällen nach rechtskräfti-
gem Abschluss des Verfah-
rens.“ 

 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5. 

 

e) Folgender Absatz 6 wird angefügt:  

„(6) Einsicht in die vorläufigen 
Aufzeichnungen in Ton oder in Bild 
und Ton wird durch den Vorsitzen-
den in entsprechender Anwendung 
des § 299 Absatz 3 und 4 gewährt, 
ohne dass es eines besonderen 
Antrags nach § 299 Absatz 3 Satz 
2 bedarf.“ 

 

10. § 162 wird wie folgt geändert: 10. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „vorzulesen oder zur Durchsicht 
vorzulegen“ durch die Wörter „vor-
zulesen, zur Durchsicht vorzulegen 
oder zur Durchsicht auf einem Bild-
schirm anzuzeigen“ ersetzt. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Feststellungen nach § 160 
Abs. 3 Nr. 4“ durch die Wörter 
„Aussagen nach § 160 Absatz 
3 Nummer 4“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  
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„Soweit Aussagen nach § 160 
Absatz 3 Nummer 4 oder das 
Ergebnis eines Augenscheins 
nach § 160 Absatz 3 Num-
mer 5 in Gegenwart der Betei-
ligten und in Form einer Zu-
sammenfassung der wesentli-
chen Ergebnisse aufgezeich-
net worden sind, kann das Ab-
spielen, das Vorlesen, die Vor-
lage zur Durchsicht oder die 
Anzeige auf einem Bildschirm 
unterbleiben, wenn die Betei-
ligten nach der Aufzeichnung 
darauf verzichten; in dem Pro-
tokoll ist zu vermerken, dass 
der Verzicht ausgesprochen 
worden ist.“ 

 

11. In § 163 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Wörter „mit einem Tonaufnahmegerät“ 
durch die Wörter „in Ton oder in Bild 
und Ton“ ersetzt. 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. § 227 wird wie folgt geändert: 12. § 227 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Von einer Terminsänderung ist ab-
zusehen, wenn der Termin als Vi-
deoverhandlung nach § 128a oder 
als Beweisaufnahme nach § 284 
Absatz 2 durchgeführt werden 
kann und die erheblichen Gründe 
nach Satz 1 dadurch entfallen.“ 

„Von einer Terminsänderung ist ab-
zusehen, wenn sich der Termin für 
eine Durchführung als Videover-
handlung nach § 128a oder als Be-
weisaufnahme nach § 284 Ab-
satz 2 eignet und die erheblichen 
Gründe nach Satz 1 dadurch ent-
fallen.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-
satz 4 eingefügt: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„(4) Ein Antrag auf Termins-
verlegung soll eine Äußerung dazu 
enthalten, ob gegen die Durchfüh-
rung einer Videoverhandlung (§ 
128a) Bedenken bestehen.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5. 

c) u n v e r ä n d e r t  

13. § 253 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 13. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 3 wird der Punkt am 
Ende durch ein Semikolon ersetzt. 
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b) Folgende Nummer 4 wird angefügt:  

„4. eine Äußerung dazu, ob ge-
gen die Durchführung einer 
Videoverhandlung (§ 128a) 
Bedenken bestehen.“ 

 

14. § 277 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

14. u n v e r ä n d e r t  

„Die Klageerwiderung soll ferner eine 
Äußerung dazu enthalten, 

 

1. ob einer Entscheidung der Sache 
durch den Einzelrichter Gründe 
entgegenstehen; 

 

2. ob gegen eine Videoverhandlung 
(§ 128a) Bedenken bestehen.“ 

 

15. § 278 wird wie folgt geändert: 15. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wör-
ter „Absatz 1 und 3“ gestrichen. 

 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

„§ 141 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie 
Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

 

16. § 284 wird wie folgt geändert: 16. § 284 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und in 
Satz 1 wird das Wort „wird“ durch 
das Wort „werden“ ersetzt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 
werden angefügt: 

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 
werden angefügt: 

„(2) Das Gericht kann die Be-
weisaufnahme entsprechend 
§ 128a per Bild- und Tonübertra-
gung gestatten oder anordnen. § 
128a Absatz 2 Satz 2 findet keine 
Anwendung. Das Antragsrecht 
nach § 128a Absatz 2 Satz 1 steht 
auch Zeugen und Sachverständi-
gen zu. Der Einspruch nach § 128a 
Absatz 5 Satz 1 steht nur den zu 
vernehmenden Parteien und Zeu-
gen zu. Satz 1 gilt nicht für den Be-
weis durch Urkunden. 

„(2) Das Gericht kann auf An-
trag oder von Amts wegen die 
Beweisaufnahme per Bild- und 
Tonübertragung gestatten oder an-
ordnen. Das Antragsrecht steht 
den Verfahrensbeteiligten, Zeu-
gen und Sachverständigen zu. § 
128a Absatz 1 und 3 bis 5 gilt ent-
sprechend. Der Einspruch nach § 
128a Absatz 5 Satz 1 steht auch 
den Verfahrensbeteiligten zu. 
Satz 1 gilt nicht für den Beweis 
durch Urkunden. 
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(3) Gegenüber zu verneh-
menden Parteien, Zeugen und 
Sachverständigen kann im Fall ei-
ner Beweisaufnahme nach Absatz 
2 zusätzlich angeordnet werden, 
dass sich diese während der Ver-
nehmung an einer vom Gericht nä-
her zu bestimmenden Gerichts-
stelle aufhalten.“ 

(3) u n v e r ä n d e r t  

17. § 299 wird wie folgt geändert: 17. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 2 wird das Wort „Perso-
nen“ gestrichen. 

 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-
satz 4 eingefügt: 

 

„(4) Durch technische und or-
ganisatorische Maßnahmen ist zu 
gewährleisten, dass im Rahmen 
der Akteneinsicht Dritte keine 
Kenntnis vom Akteninhalt nehmen 
können. Personen, denen Akten-
einsicht gewährt wird, dürfen die 
ihnen überlassenen Akten oder Ak-
teninhalte weder ganz noch teil-
weise öffentlich verbreiten oder sie 
Dritten zu verfahrensfremden Zwe-
cken übermitteln oder zugänglich 
machen.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5. 

 

 18. Dem § 310 Absatz 1 werden die fol-
genden Sätze angefügt: 

 „Der Vorsitzende kann den Verfah-
rensbeteiligten gestatten, an der Ur-
teilsverkündung per Bild- und Ton-
übertragung teilzunehmen. Wird die 
mündliche Verhandlung als Video-
verhandlung nach § 128a Absatz 6 
Satz 1 durchgeführt, so gilt § 128a 
Absatz 6 Satz 2 entsprechend für die 
Urteilsverkündung in dem Termin, in 
dem die mündliche Verhandlung ge-
schlossen wird.“ 

18. In § 375 Absatz 1 Nummer 2 und 3 wird 
jeweils die Angabe „§ 128a Abs. 2“ 
durch die Wörter „§ 284 Absatz 2 und 3“ 
ersetzt. 

19. u n v e r ä n d e r t  
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19. § 377 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 20. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 3 wird der Punkt am 
Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

 

b) Die folgenden Nummern 4 und 5 
werden angefügt: 

 

„4. im Fall des § 284 Absatz 2 die 
Anweisung, zur Ablegung des 
Zeugnisses die Bild- und Ton-
übertragung sicherzustellen; 

 

5. im Fall des § 284 Absatz 3 die 
Anweisung, zur Ablegung des 
Zeugnisses an der zu be-
zeichnenden Gerichtsstelle 
zu erscheinen.“ 

 

20. § 411 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 21. u n v e r ä n d e r t  

„(3) Das Gericht kann das Erschei-
nen des Sachverständigen zur Erläute-
rung des schriftlichen Gutachtens, eine 
schriftliche Erläuterung oder eine Er-
gänzung des Gutachtens anordnen. 
Das Erscheinen kann auch als Teil-
nahme per Bild- und Tonübertragung 
nach § 128a gestattet oder angeordnet 
werden. § 128a Absatz 5 Satz 1 findet 
keine Anwendung.“ 

 

21. In § 479 Absatz 1 wird die Angabe 
„§ 128a Abs. 2“ durch die Wörter „§ 284 
Absatz 2 und 3“ ersetzt. 

22. u n v e r ä n d e r t  

22. Dem § 492 Absatz 3 wird folgender 
Satz angefügt: 

23. u n v e r ä n d e r t  

„Für den Erörterungstermin gilt § 128a 
entsprechend.“ 

 

23. § 762 wird wie folgt geändert: 24. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 2 Nummer 4 wird wie folgt 
gefasst: 

 

„4. den Vermerk, dass diese Per-
sonen das Protokoll nach Vor-
lesung oder nach Vorlegung 
zur Durchsicht genehmigt ha-
ben;“. 
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b) In Absatz 3 wird die Angabe „Num-
mer 4“ durch die Wörter „Absatz 2 
Nummer 4“ ersetzt.  

 

24. In § 802c Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 
und 2 wird jeweils die Angabe „§ 802f 
Abs. 1“ durch die Angabe „§ 802f Ab-
satz 2“ ersetzt. 

25. u n v e r ä n d e r t  

25. § 802f wird wie folgt gefasst: 26. u n v e r ä n d e r t  

„§ 802f 

 

Abnahme der Vermögensauskunft  

(1) Die Abnahme der Vermö-
gensauskunft ist nur zulässig, wenn 

 

1. der Gerichtsvollzieher zuvor den 
Schuldner zur Zahlung aufgefor-
dert hat, 

 

2. seit der Zahlungsaufforderung 
nach Nummer 1 mindestens zwei 
Wochen vergangen sind und 

 

3. die Forderung nicht vollständig be-
glichen worden ist. 

 

(2) Der Gerichtsvollzieher be-
stimmt einen Termin zur Abnahme der 
Vermögensauskunft und lädt den 
Schuldner zu diesem Termin. Der Ter-
min findet alsbald nach Ablauf der Frist 
nach Absatz 1 Nummer 2 statt. Die La-
dung des Schuldners zu dem Termin 
darf frühestens mit der Zahlungsauffor-
derung nach Absatz 1 Nummer 1 erfol-
gen. Der Gerichtsvollzieher bestimmt, 
ob der Termin 

 

1. in seinen Geschäftsräumen,  

2. in der Wohnung des Schuldners,  

3. an einem nicht in den Nummern 1 
und 2 genannten geeigneten Ort 
oder 

 

4. per Bild- und Tonübertragung  

stattfindet.  
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(3) Bei einem Termin per Bild- und 
Tonübertragung nach Absatz 2 Satz 4 
Nummer 4 wird die Übertragung nicht 
aufgezeichnet. Der Gerichtsvollzieher 
weist zu Beginn des Termins alle Teil-
nehmer auf das Aufzeichnungsverbot 
hin. 

 

(4) Bestimmt der Gerichtsvollzie-
her, dass der Termin nach Absatz 2 
Satz 4 Nummer 2, 3 oder 4 stattfindet, 
kann der Schuldner dieser Bestimmung 
innerhalb einer Woche gegenüber dem 
Gerichtsvollzieher widersprechen. Der 
Schuldner hat die zur Abnahme der 
Vermögensauskunft erforderlichen Un-
terlagen in dem Termin beizubringen. 
Wird die Vermögensauskunft in dem 
Termin nicht abgegeben, so ist dies nur 
dann nicht pflichtwidrig, wenn 

 

1. der Schuldner nachweist, dass er 
die Nichtabgabe der Vermö-
gensauskunft in diesem Termin 
nicht zu vertreten hat, 

 

2. der Schuldner einer Bestimmung 
des Termins nach Absatz 2 Satz 4 
Nummer 2 bis 4 innerhalb der Frist 
des Satzes 1 widersprochen hat 
oder 

 

3. der Schuldner im Fall einer Bestim-
mung des Termins nach Absatz 2 
Satz 4 Nummer 4 darlegt, dass die 
Nichtabgabe der Vermögensaus-
kunft auf technischen Problemen 
beruht hat. 

 

(5) Mit der Terminsladung ist der 
Schuldner über Folgendes zu belehren: 

 

1. die nach § 802c Absatz 1 und 2 er-
forderlichen Angaben, 

 

2. im Fall der Terminsbestimmung 
nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 
bis 4 sein Recht, der Terminsbe-
stimmung nach Absatz 4 Satz 1 zu 
widersprechen, 
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3. im Fall der Terminsbestimmung 
nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 
das Aufzeichnungsverbot des Ab-
satzes 3 Satz 1, 

 

4. die Pflicht nach Absatz 4 Satz 2, 
die erforderlichen Unterlagen bei-
zubringen, 

 

5. die Folgen einer pflichtwidrigen 
Nichtabgabe der Vermögensaus-
kunft, 

 

6. die Möglichkeit der Einholung von 
Auskünften Dritter nach § 802l und 

 

7. die Eintragung in das Schuldner-
verzeichnis nach § 882c bei Ab-
gabe der Vermögensauskunft. 

 

(6) Zahlungsaufforderungen, La-
dungen, Bestimmungen und Belehrun-
gen nach den Absätzen 1 bis 5 sind 
dem Schuldner zuzustellen, auch wenn 
dieser einen Prozessbevollmächtigten 
bestellt hat; einer Mitteilung an den Pro-
zessbevollmächtigten bedarf es nicht. 
Dem Gläubiger ist die Terminsbestim-
mung nach Maßgabe des § 357 Ab-
satz 2 mitzuteilen sowie im Fall der Ter-
minsbestimmung nach Absatz 2 Satz 4 
Nummer 4 ein Hinweis auf das Auf-
zeichnungsverbot zu geben. 

 

(7) Der Gerichtsvollzieher errich-
tet in einem elektronischen Dokument 
eine Aufstellung mit den nach § 802c 
Absatz 1 und 2 erforderlichen Angaben 
(Vermögensverzeichnis). Diese Anga-
ben sind dem Schuldner vor Abgabe 
der Versicherung nach § 802c Absatz 3 
vorzulesen oder zur Durchsicht auf ei-
nem Bildschirm anzuzeigen. Dem 
Schuldner ist auf Verlangen ein Aus-
druck zu erteilen; § 802d Absatz 2 gilt 
entsprechend. 
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(8) Der Gerichtsvollzieher hinter-
legt das Vermögensverzeichnis bei 
dem zentralen Vollstreckungsgericht 
nach § 802k Absatz 1. Er leitet dem 
Gläubiger unverzüglich einen Ausdruck 
zu; § 802d Absatz 2 gilt entsprechend. 
Der Ausdruck und das elektronische 
Dokument müssen den Vermerk enthal-
ten, dass sie mit dem Inhalt des Vermö-
gensverzeichnisses übereinstimmen. 
§ 802d Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.“ 

 

26. § 802i wird wie folgt geändert: 27. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 802f Abs. 5“ durch die Angabe „§ 
802f Absatz 7“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 802f Abs. 5 und 6“ durch die 
Wörter „§ 802f Absatz 7 und 8“ er-
setzt. 

 

27. § 802k wird wie folgt geändert: 28. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 802f Abs. 6“ durch die Angabe „§ 
802f Absatz 8“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wör-
ter „und für Verbraucherschutz“ ge-
strichen und wird die Angabe 
„§ 802f Abs. 5“ durch die Angabe 
„§ 802f Absatz 7“ ersetzt. 

 

28. In § 807 Absatz 1 Satz 2 wird die An-
gabe „§ 802f Abs. 5 und 6“ durch die 
Wörter „§ 802f Absatz 7 und 8“ ersetzt. 

29. u n v e r ä n d e r t  

29. In § 836 Absatz 3 Satz 4 wird die An-
gabe „§ 802f Abs. 4“ durch die Angabe 
„§ 802f Absatz 6“ ersetzt. 

30. u n v e r ä n d e r t  

30. In § 883 Absatz 2 Satz 3 wird die An-
gabe „§ 802f Abs. 4“ durch die Angabe 
„§ 802f Absatz 6“ ersetzt. 

31. u n v e r ä n d e r t  

31. § 1100 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 32. u n v e r ä n d e r t  

„(1) Im Fall einer Videoverhand-
lung nach Artikel 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 861/2007 ist nur § 128a Absatz 
4 anwendbar.“ 
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32. § 1101 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 33. § 1101 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Im Fall einer Beweisaufnahme 
per Bild- und Tonübertragung nach Ar-
tikel 9 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 861/2007 ist nur § 128a Absatz 
4 in Verbindung mit § 284 Absatz 2 und 
3 anwendbar.“ 

„(2) Im Fall einer Beweisaufnahme 
per Bild- und Tonübertragung nach Ar-
tikel 9 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 861/2007 ist nur § 284 Absatz 
2 Satz 3 in Verbindung mit § 128a Ab-
satz 4 und § 284 Absatz 3 anwendbar.“ 

Artikel 7 Artikel 7 

Änderung der Vermögensver-
zeichnisverordnung 

u n v e r ä n d e r t  

Die Vermögensverzeichnisverordnung 
vom 26. Juli 2012 (BGBl. I S. 1663) wird wie 
folgt geändert: 

 

1. In § 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 802f 
Absatz 6“ durch die Angabe „§ 802f Ab-
satz 8“ ersetzt. 

 

2. In § 3 Absatz 2 Nummer 1 werden die 
Wörter „§ 802f Absatz 5 Satz 2 und 3“ 
durch die Wörter „§ 802f Absatz 7 
Satz 2 und 3“ ersetzt. 

 

3. In § 5 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 802f Absatz 6“ durch die Angabe „§ 
802f Absatz 8“ ersetzt. 

 

Artikel 8 Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensa-

chen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit 

Änderung des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensa-

chen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit 

Das Gesetz über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Fas-
sung vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 22 
des Gesetzes vom 22. Februar 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 51) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

Das Gesetz über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Fas-
sung vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 9a 
des Gesetzes vom 19. Juni 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 155) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
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1. In § 13 Absatz 5 wird die Angabe „§ 299 
Abs. 3“ durch die Wörter „§ 299 Absatz 
3 und 4“ ersetzt. 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. § 25 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  

a) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 

„(3) Der Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelle kann Anträge und 
Erklärungen nach Absatz 2 auch 
per Bild- und Tonübertragung auf-
nehmen. In diesem Fall kann sich 
der Urkundsbeamte der Geschäfts-
stelle bei der Aufnahme der An-
träge und Erklärungen an einem 
anderen Ort als der Geschäftsstelle 
aufhalten. Die Bild- und Tonüber-
tragung wird nicht aufgezeichnet.“ 

 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 
4. 

 

3. Dem § 30 wird folgender Absatz 5 an-
gefügt: 

3. u n v e r ä n d e r t  

„(5) In geeigneten Fällen kann das 
Gericht die Beweisaufnahme per Bild- 
und Tonübertragung in entsprechender 
Anwendung des § 284 Absatz 2 und 3 
der Zivilprozessordnung gestatten oder 
anordnen. § 128a Absatz 4 Satz 3 der 
Zivilprozessordnung findet keine An-
wendung.“ 

 

4. § 32 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t  

a) Die Wörter „im Wege der“ werden 
durch das Wort „per“ ersetzt. 

 

b) Folgender Satz wird angefügt:  

„§ 128a Absatz 4 Satz 3 der Zivil-
prozessordnung findet keine An-
wendung.“ 

 

5. Dem § 33 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

5. u n v e r ä n d e r t  
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„In geeigneten Fällen kann das Gericht 
das persönliche Erscheinen eines Be-
teiligten auch als Teilnahme an einem 
Termin per Bild- und Tonübertragung in 
entsprechender Anwendung des § 
128a der Zivilprozessordnung gestatten 
oder anordnen.“ 

 

6. Dem § 34 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

6. u n v e r ä n d e r t  

„(4) Im Anwendungsbereich des 
Absatzes 1 Nummer 1 kann das Gericht 
in geeigneten Fällen die persönliche 
Anhörung eines Beteiligten per Bild- 
und Tonübertragung in entsprechender 
Anwendung des § 128a der Zivilpro-
zessordnung gestatten oder anordnen. 
§ 128a Absatz 4 Satz 3 der Zivilpro-
zessordnung findet keine Anwendung.“ 

 

 7. § 64 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

 a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„einer“ die Wörter „von dem Be-
schwerdeführer oder seinem Be-
vollmächtigten unterzeichneten“ 
eingefügt. 

 b) Satz 4 wird aufgehoben. 

 c) Folgender Satz wird angefügt:  

 „§ 25 Absatz 2 bis 4 gilt entspre-
chend.“  

Artikel 9 Artikel 9 

Änderung des Arbeitsgerichts-
gesetzes 

Änderung des Arbeitsgerichts-
gesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 
(BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Ar-
tikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 4. Januar 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 10) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 
(BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Ar-
tikel 17 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

1. u n v e r ä n d e r t  
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„Abweichend von Satz 1 findet  

1. § 185 Absatz 1a des Gerichtsver-
fassungsgesetzes mit der Maß-
gabe Anwendung, dass das Ge-
richt dem Dolmetscher die Teil-
nahme an der Verhandlung, Anhö-
rung oder Vernehmung per Bild- 
und Tonübertragung gestatten 
kann; 

 

2. § 193 Absatz 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes keine Anwendung 
für die erstmalige gemeinsame Be-
ratung und Abstimmung mit den 
ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richtern bei einer Entscheidung 
auf Grund mündlicher Verhand-
lung.“  

 

2. § 11a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  

a) Nach der Angabe „Richtlinie 
2003/8/EG“ werden die Wörter „mit 
Ausnahme des § 118 Absatz 1 
Satz 6 der Zivilprozessordnung“ 
eingefügt. 

 

b) Folgender Satz wird angefügt:  

„Im Bewilligungsverfahren gilt für 
den Erörterungstermin nach § 118 
Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozess-
ordnung § 50a dieses Gesetzes 
entsprechend.“ 

 

3. Dem § 13a werden die folgenden Sätze 
angefügt: 

3. Dem § 13a werden die folgenden Sätze 
angefügt: 

„§ 1100 Absatz 1 der Zivilprozessord-
nung ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass anstelle von § 128a Absatz 4 der 
Zivilprozessordnung § 50a Absatz 3 
dieses Gesetzes anwendbar ist. § 1101 
Absatz 2 findet mit der Maßgabe An-
wendung, dass anstelle von § 128a Ab-
satz 4 der Zivilprozessordnung in Ver-
bindung mit § 284 Absatz 2 und 3 der 
Zivilprozessordnung § 50a Absatz 3 in 
Verbindung mit § 58 Absatz 4 dieses 
Gesetzes anwendbar ist.“ 

„§ 1100 Absatz 1 der Zivilprozessord-
nung ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass anstelle von § 128a Absatz 4 der 
Zivilprozessordnung § 50a Absatz 3 
dieses Gesetzes anwendbar ist. § 1101 
Absatz 2 findet mit der Maßgabe An-
wendung, dass anstelle von § 284 Ab-
satz 2 Satz 3 der Zivilprozessordnung 
in Verbindung mit § 128a Absatz 4 und 
§ 284 Absatz 3 der Zivilprozessordnung 
§ 58 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 50a Absatz 3 dieses Gesetzes an-
wendbar ist.“ 

4. § 46 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 4. § 46 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorschriften über den frühen 
ersten Termin zur mündlichen Ver-
handlung und das schriftliche Vor-
verfahren (§§ 275 bis 277 der Zivil-
prozessordnung), über das verein-
fachte Verfahren (§ 495a der Zivil-
prozessordnung), über den Urkun-
den- und Wechselprozess (§§ 592 
bis 605a der Zivilprozessordnung), 
über die Musterfeststellungsklage 
(§§ 606 bis 613 der Zivilprozess-
ordnung), über die Entscheidung 
ohne mündliche Verhandlung (§ 
128 Absatz 2 der Zivilprozessord-
nung), über die Förderung von Vi-
deoverhandlungen bei Terminsän-
derungsanträgen (§ 227 Absatz 1 
Satz 3 und Absatz 4 der Zivilpro-
zessordnung), über die Verlegung 
von Terminen in der Zeit vom 1. Juli 
bis 31. August (§ 227 Absatz 3 Satz 
1 der Zivilprozessordnung) und die 
Äußerung über Bedenken gegen 
eine Videoverhandlung in der Kla-
geschrift und der Klageerwiderung 
(§ 253 Absatz 3 Nummer 4 und § 
277 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der 
Zivilprozessordnung) finden keine 
Anwendung.“ 

„Die Vorschriften über den frühen 
ersten Termin zur mündlichen Ver-
handlung und das schriftliche Vor-
verfahren (§§ 275 bis 277 der Zivil-
prozessordnung), über das verein-
fachte Verfahren (§ 495a der Zivil-
prozessordnung), über den Urkun-
den- und Wechselprozess (§§ 592 
bis 605a der Zivilprozessordnung), 
über die Entscheidung ohne münd-
liche Verhandlung (§ 128 Absatz 2 
der Zivilprozessordnung), über die 
Förderung von Videoverhandlun-
gen bei Terminsänderungsanträ-
gen (§ 227 Absatz 1 Satz 3 und Ab-
satz 4 der Zivilprozessordnung), 
über die Verlegung von Terminen 
in der Zeit vom 1. Juli bis 31. Au-
gust (§ 227 Absatz 3 Satz 1 der Zi-
vilprozessordnung) und die Äuße-
rung über Bedenken gegen eine Vi-
deoverhandlung in der Klageschrift 
und der Klageerwiderung (§ 253 
Absatz 3 Nummer 4 und § 277 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 der Zivil-
prozessordnung) finden keine An-
wendung.“ 

b) Folgender Satz wird angefügt: b) u n v e r ä n d e r t  

„Abweichend von § 160 Absatz 1 
Nummer 4 der Zivilprozessordnung 
enthält das Protokoll die Namen 
der erschienenen Parteien, Neben-
intervenienten, Vertreter, Bevoll-
mächtigten, Beistände, Zeugen 
und Sachverständigen sowie im 
Fall der §§ 50a und 58 Absatz 4 die 
Angabe, wer an der Verhandlung 
oder der Beweisaufnahme per Bild- 
und Tonübertragung teilnimmt.“ 

 

5. Nach § 50 wird folgender § 50a einge-
fügt: 

5. u n v e r ä n d e r t  
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„§ 50a 

 

Videoverhandlung  

(1) Die mündliche Verhandlung 
kann als Videoverhandlung stattfinden. 
Eine mündliche Verhandlung findet als 
Videoverhandlung statt, wenn an ihr 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter 
per Bild- und Tonübertragung teilnimmt. 
Verfahrensbeteiligte nach dieser Vor-
schrift sind die Parteien und Nebenin-
tervenienten sowie ihre Bevollmächtig-
ten, Vertreter und Beistände. 

 

(2) Der Vorsitzende kann auf An-
trag eines Verfahrensbeteiligten oder 
von Amts wegen die Teilnahme per 
Bild- und Tonübertragung für einen Ver-
fahrensbeteiligten, mehrere oder alle 
Verfahrensbeteiligte gestatten. Die Ab-
lehnung eines Antrags auf Teilnahme 
per Bild- und Tonübertragung ist zu be-
gründen. 

 

(3) Den Verfahrensbeteiligten und 
Dritten ist es untersagt, die Videover-
handlung aufzuzeichnen. Hierauf sind 
sie zu Beginn der Verhandlung hinzu-
weisen. Die Videoverhandlung kann für 
die Zwecke des § 160a der Zivilpro-
zessordnung ganz oder teilweise aufge-
zeichnet werden. Über Beginn und 
Ende der Aufzeichnung sind die Verfah-
rensbeteiligten zu informieren. 

 

(4) Entscheidungen nach dieser 
Vorschrift sind unanfechtbar.“ 

 

6. Nach § 51 Absatz 1 Satz 1 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

6. u n v e r ä n d e r t  

„Als persönliches Erscheinen gilt auch 
die nach § 50a Absatz 2 Satz 1 gestat-
tete Teilnahme per Bild- und Tonüber-
tragung.“ 

 

7. Dem § 54 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt:  

7. u n v e r ä n d e r t  

„§ 50a ist anzuwenden.“  
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8. Dem § 58 werden die folgenden Ab-
sätze 4 und 5 angefügt:  

8. u n v e r ä n d e r t  

„(4) Der Vorsitzende kann die Be-
weisaufnahme entsprechend § 50a per 
Bild- und Tonübertragung gestatten. 
Das Antragsrecht nach § 50a Absatz 2 
Satz 1 steht auch Zeugen und Sachver-
ständigen zu. Satz 1 gilt nicht für den 
Beweis durch Urkunden. 

 

(5) § 375 Absatz 1 Nummer 2 und 
3 der Zivilprozessordnung ist entspre-
chend anzuwenden für den Fall, dass 
eine Zeugenvernehmung nach § 58 Ab-
satz 4 nicht stattfindet. § 479 Absatz 1 
der Zivilprozessordnung ist entspre-
chend anzuwenden für den Fall, dass 
die Leistung des Eides nach § 58 Ab-
satz 4 nicht stattfindet. § 411 Absatz 3 
der Zivilprozessordnung ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass das Er-
scheinen des Sachverständigen auch 
als Teilnahme per Bild- und Tonübertra-
gung nach § 50a gestattet werden 
kann. § 492 Absatz 3 der Zivilprozess-
ordnung ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass für den Erörterungstermin § 
50a entsprechend gilt.“ 

 

9. In § 64 Absatz 7 werden die Wörter „des 
§ 50, des § 51 Abs. 1“ durch die Wörter 
„der §§ 50 bis 51 Absatz 1“ ersetzt und 
wird nach dem Wort „Zustellungen,“ das 
Wort „Videoverhandlung,“ eingefügt.  

9. u n v e r ä n d e r t  

10. In § 72 Absatz 6 werden nach der An-
gabe „§§ 50,“ die Angabe „50a,“ und 
nach dem Wort „Zustellung,“ das Wort 
„Videoverhandlung,“ eingefügt.  

10. u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 10 Artikel 10 

Änderung des Sozialgerichts-
gesetzes 

Änderung des Sozialgerichts-
gesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt 
durch Artikel 13 Absatz 1 des Gesetzes vom 
10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 64) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt 
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 8. Okto-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 61 wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 

„Abweichend von Satz 1 ist § 185 
Absatz 1a des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Gericht 
dem Dolmetscher die Teilnahme 
an der Verhandlung, Anhörung 
oder Vernehmung per Bild- und 
Tonübertragung gestatten kann.“ 

 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 

„Abweichend von Satz 1 findet § 
193 Absatz 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes keine Anwendung 
für die erstmalige gemeinsame Be-
ratung und Abstimmung mit den 
ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richtern bei einer Entscheidung 
aufgrund mündlicher Verhand-
lung.“ 

 

2. In § 73a Absatz 1 Satz 1 werden die 
Wörter „§ 127 Absatz 2 Satz 2 der Zivil-
prozeßordnung“ durch die Wörter „§ 
118 Absatz 1 Satz 6 und des § 127 Ab-
satz 2 Satz 2 der Zivilprozessordnung“ 
ersetzt. 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. In § 110 Absatz 3 werden die Wörter 
„Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozeßordnung“ 
durch die Wörter „Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 3 Satz 1 der Zivilprozessord-
nung“ ersetzt. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. § 110a wird wie folgt gefasst: 4. u n v e r ä n d e r t  

„§ 110a 

 

(1) Die mündliche Verhandlung 
kann als Videoverhandlung stattfinden. 
Eine mündliche Verhandlung findet als 
Videoverhandlung statt, wenn an ihr 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter 
per Bild- und Tonübertragung teilnimmt. 
Verfahrensbeteiligte nach dieser Vor-
schrift sind die Beteiligten, ihre Bevoll-
mächtigten und Beistände. 

 

(2) Das Gericht kann auf Antrag 
eines Verfahrensbeteiligten oder von 
Amts wegen die Teilnahme per Bild- 
und Tonübertragung für einen Verfah-
rensbeteiligten, mehrere oder alle Ver-
fahrensbeteiligte gestatten. Die Ableh-
nung eines Antrags auf Teilnahme per 
Bild- und Tonübertragung ist zu begrün-
den. 

 

(3) Das Gericht kann auf Antrag 
oder von Amts wegen die Teilnahme 
per Bild- und Tonübertragung für einen 
Zeugen oder einen Sachverständigen 
gestatten. Das Antragsrecht steht auch 
Zeugen oder Sachverständigen zu. 

 

(4) Den Verfahrensbeteiligten und 
Dritten ist es untersagt, die Übertragung 
aufzuzeichnen. Hierauf sind sie zu Be-
ginn der Verhandlung hinzuweisen. Das 
Gericht kann die Videoverhandlung 
oder die Bild- und Tonübertragung nach 
Absatz 3 für die Zwecke des § 160a der 
Zivilprozessordnung ganz oder teil-
weise aufzeichnen. Über Beginn und 
Ende der Aufzeichnung hat das Gericht 
die Verfahrensbeteiligten zu informie-
ren.  

 

(5) Entscheidungen nach dieser 
Vorschrift sind unanfechtbar. 

 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für § 106 Absatz 3 Nummer 
7 und § 73a Absatz 1 Satz 1 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 118 Absatz 
1 Satz 3 der Zivilprozessordnung.“ 
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5. § 111 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t  

a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 

„Als persönliches Erscheinen gilt 
auch die nach § 110a Absatz 2 
Satz 1 gestattete Teilnahme per 
Bild- und Tonübertragung.“ 

 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Das 
Gericht“ durch die Wörter „Der Vor-
sitzende“ ersetzt. 

 

6. In § 122 werden die Wörter „Zivilpro-
zeßordnung entsprechend“ durch die 
Wörter „Zivilprozessordnung entspre-
chend, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt“ ersetzt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. In § 202 Satz 1 werden die Wörter „ein-
schließlich § 278 Absatz 5“ durch die 
Wörter „einschließlich der §§ 129a, 278 
Absatz 5“ ersetzt. 

7. u n v e r ä n d e r t  

Artikel 11 Artikel 11 

Änderung der Verwaltungsge-
richtsordnung 

Änderung der Verwaltungsge-
richtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 8. Okto-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 81 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

1. u n v e r ä n d e r t  

„§ 129a Absatz 2 der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend.“ 

 

2. Dem § 82 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

2. u n v e r ä n d e r t  

„§ 253 Absatz 3 Nummer 4 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend.“ 
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3. Dem § 87 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
werden die Wörter „§ 128a der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend;“ ange-
fügt. 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Dem § 87c Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

4. u n v e r ä n d e r t  

„§ 128a der Zivilprozessordnung gilt 
entsprechend.“ 

 

5. Nach § 95 Absatz 1 Satz 1 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

5. u n v e r ä n d e r t  

„§ 141 Absatz 1 Satz 2 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend.“ 

 

6. In § 98 wird die Angabe „§§ 358 bis 
444“ durch die Wörter „§ 284 Absatz 2 
und 3 sowie die §§ 358 bis 444“ ersetzt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. § 102a wird aufgehoben. 7. u n v e r ä n d e r t  

Artikel 12 Artikel 12 

Änderung der Finanzgerichts-
ordnung 

Änderung der Finanzgerichts-
ordnung 

Die Finanzgerichtsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. März 
2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), 
die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 3 des Ge-
setzes vom 10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
64) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

Die Finanzgerichtsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. März 
2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), 
die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes 
vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 64 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

1. u n v e r ä n d e r t  

„§ 129a Absatz 2 der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend.“ 

 

2. Dem § 65 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

2. u n v e r ä n d e r t  

„§ 253 Absatz 3 Nummer 4 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend.“ 

 

 3. Dem § 71 Absatz 1 wird folgender 
Satz angefügt:  
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 „§ 277 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der 
Zivilprozessordnung gilt entspre-
chend“. 

3. Dem § 79 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
werden die Wörter „§ 128a der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend;“ ange-
fügt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

4. Nach § 80 Absatz 1 Satz 1 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

5. u n v e r ä n d e r t  

„§ 141 Absatz 1 Satz 2 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend.“ 

 

5. In § 82 wird die Angabe „§§ 358 bis 
371“ durch die Wörter „§ 284 Absatz 2 
und 3 sowie die §§ 358 bis 371“ ersetzt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

6. § 91a wird aufgehoben. 7. u n v e r ä n d e r t  

7. In § 128 Absatz 2 werden die Wörter 
„Beschlüsse nach §§ 91a und 93a,“ ge-
strichen. 

8. u n v e r ä n d e r t  

Artikel 13 Artikel 13 

Änderung des Gerichtskosten-
gesetzes 

Änderung des Gerichtskosten-
gesetzes 

Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Ge-
richtskostengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 2014 
(BGBl. I S. 154), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 7. November 2022 
(BGBl. I S. 1982) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Ge-
richtskostengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 2014 
(BGBl. I S. 154), das zuletzt durch Artikel 29 
des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 9019 wird aufgehoben. 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Nummer 9020 wird Nummer 9019. 2. u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 14 Artikel 14 

Änderung des Gesetzes über 
Gerichtskosten in Familiensa-

chen 

u n v e r ä n d e r t  

Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Ge-
setzes über Gerichtskosten in Familiensa-
chen vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2666), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 
S. 3424) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

 

1. Nummer 2015 wird aufgehoben.  

2. Nummer 2016 wird Nummer 2015.   

Artikel 15 Artikel 15 

Änderung des Gerichts- und 
Notarkostengesetzes 

u n v e r ä n d e r t  

Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Ge-
richts- und Notarkostengesetzes vom 23. 
Juli 2013 (BGBl. I S. 2586), das zuletzt 
durch Artikel 7 Absatz 5 des Gesetzes vom 
31. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1966) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Nummer 31016 wird aufgehoben.  

2. Nummer 31017 wird Nummer 31016.  

Artikel 16 Artikel 16 

Änderung des Patentgesetzes u n v e r ä n d e r t  

Das Patentgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Dezember 1980 
(BGBl. 1981 I S. 1), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 30. August 2021 
(BGBl. I S. 4074) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
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1. § 46 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

„Die §§ 128a und 284 Absatz 2 und 3 
der Zivilprozessordnung sind entspre-
chend anzuwenden.“ 

 

2. In § 136 Satz 1 wird die Angabe „§ 117 
Abs. 2 bis 4“ durch die Wörter „§ 117 
Absatz 2 bis 4 Satz 1“ ersetzt. 

 

Artikel 17 Artikel 17 

Änderung des Gebrauchsmus-
tergesetzes 

u n v e r ä n d e r t  

§ 17 Absatz 2 Satz 6 des Gebrauchs-
mustergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. August 1986 (BGBl. 
I S. 1455), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 
3490) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

 

„Die §§ 128a und 284 Absatz 2 und 3 der 
Zivilprozessordnung sind entsprechend an-
zuwenden.“ 

 

Artikel 18 Artikel 18 

Änderung der Abgabenordnung u n v e r ä n d e r t  

In § 30 Absatz 3 Nummer 1a der Abga-
benordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 
3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 193 Abs. 2“ durch die Angabe 
„§ 193 Absatz 3“ ersetzt. 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 19 Artikel 19 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 
des Absatzes 2 am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 
des Absatzes 2 am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

(2) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2034 in 
Kraft. 

(2) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2034 in 
Kraft. 
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Begründung der Beschlussempfehlung 

Im Folgenden werden lediglich die vom Rechtsausschuss empfohlenen Änderungen ge-
genüber der ursprünglichen Fassung des Gesetzentwurfs erläutert. Soweit der Ausschuss 
die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs empfiehlt, wird auf die jeweilige Begrün-
dung in Drucksache 20/8095 verwiesen. Die vorgeschlagenen Änderungen des Gesetzent-
wurfs werden im Einzelnen wie folgt begründet: 

Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessord-
nung – ZPOEG) 

Zu § 16 ZPOEG 

Mit der Neufassung des § 16 ZPOEG-E wird der Bundesregierung und den Landesregie-
rungen die Möglichkeit eröffnet, an ihren Zivilgerichten eine weitere Form der Gewährung 
der Gerichtsöffentlichkeit (§ 169 Absatz 1 Satz 1 GVG) im Rahmen sogenannter vollvirtu-
eller Videoverhandlungen nach § 128a Absatz 6 Satz 1 ZPO-E an den Zivilgerichten zu 
erproben. Neben der bereits in § 128a Absatz 6 Satz 2 ZPO-E vorgesehenen Herstellung 
der Öffentlichkeit durch Einrichtung eines Übertragungsraums im zuständigen Gericht, sol-
len die Zivilgerichte der Öffentlichkeit auch die unmittelbare Teilnahme an der Videover-
handlung selbst ermöglichen können, etwa durch Bereitstellung eines Zugangslinks. Vo-
raussetzung ist der Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung, mit der Bund und Län-
der für ihre jeweiligen Zuständigkeitsbereiche die Erprobung zulassen können. Die Zulas-
sung kann auf einzelne Gerichte oder bestimmte Verfahren beschränkt werden (§ 16 Ab-
satz 2 Satz 1 ZPOEG-E). Die Erprobungsphase ist zunächst auf zehn Jahre befristet (§ 16 
Absatz 2 Satz 2 ZPOEG-E).  

Die mit dieser Form der Herstellung der Gerichtsöffentlichkeit in der Zivilgerichtsbarkeit ge-
machten Erfahrungen und daraus gewonnenen Erkenntnisse sollen nach § 16 Absatz 3 
und 4 ZPOEG-E durch das Bundesministerium der Justiz evaluiert und auf dieser Grund-
lage entschieden werden, ob und unter welchen Voraussetzungen sie flächendeckend zu-
gelassen werden kann. 

Zu § 17 ZPOEG 

§ 17 ZPOEG-E kann entfallen, da die Regelungen zur Evaluierung in § 16 ZPOEG-E inte-
griert werden. 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilpro-
zessordnung) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur Streichung von § 17 ZPOEG. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Zivilprozessordnung – ZPO)  

Zu Nummer 5 (§ 128a ZPO) 

Zu § 128a Absatz 1 Satz 1 ZPO 

Durch die Ergänzung in Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass mündliche Verhandlungen 
nur in geeigneten Fällen als Videoverhandlung durchgeführt werden können. Um zu ver-
deutlichen, dass die Geeignetheit des konkreten Verfahrens Voraussetzung für die Anord-
nung oder Gestattung einer Videoverhandlung ist, wird dies im Gesetzestext klargestellt. 
Die Frage der Geeignetheit der Videoverhandlung ist sowohl im Rahmen der freien Ermes-
sensentscheidung nach Absatz 2 Satz 1 („Kann“-Regelung) wie auch im Rahmen der Re-
gelung nach Absatz 2 Satz 2 („Soll“-Regelung) zu berücksichtigen.  
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Zu § 128a Absatz 2 Satz 1 und 2 ZPO 

Die Änderungen in Satz 1 und 2 führen dazu, dass bei Antrag eines Verfahrensbeteiligten 
auf Teilnahme an der mündlichen Verhandlung per Bild- und Tonübertragung das Entschei-
dungsermessen des Vorsitzenden dahingehend eingeschränkt ist, dass eine Videoteil-
nahme in der Regel in geeigneten Fällen anzuordnen ist und nur ausnahmsweise abgelehnt 
werden kann.  

 § 128a Absatz 2 Satz 3 ZPO 

Die in Satz 3 enthaltene Begründungspflicht stärkt das Antragsrecht der Parteien. Mit der 
Ergänzung wird klargestellt, dass formularmäßige Ablehnungen einer Videoverhandlung 
der Begründungspflicht nicht genügen. Erforderlich ist stets eine Auseinandersetzung mit 
den Besonderheiten des konkreten Einzelfalls. Dies muss auch in der Begründung zum 
Ausdruck kommen. 

Zu § 128a Absatz 3 Satz 2 ZPO 

Auf das Erfordernis des Vorliegens erheblicher Gründe für die Entscheidung des Vorsitzen-
den, einem anderen Mitglied des Gerichts die Teilnahme an der mündlichen Verhandlung 
per Video zu gestatten, soll zugunsten einer größeren Flexibilität verzichtet werden. Das 
bisher in Absatz 3 Satz 2 vorgesehene Erfordernis wird daher gestrichen. Der Vorsitzende 
entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Entscheidung ist unanfechtbar (Absatz 5 
Satz 4). 

Zu § 128a Absatz 5 Satz 3 ZPO 

Durch den neuen Satz 3 wird klargestellt, dass der Vorsitzende auch im Fall der Aufhebung 
der Anordnung aufgrund des Einspruchs eines Verfahrensbeteiligten den übrigen Verfah-
rensbeteiligten, die keinen Einspruch gegen die Anordnung eingelegt haben, die Teilnahme 
per Bild- und Tonübertragung gestatten soll.  

Zu § 128a Absatz 6 ZPO 

Durch die in § 128a Absatz 2 ZPO-E geschaffene Möglichkeit, eine Videoverhandlung ge-
genüber allen Verfahrensbeteiligten anzuordnen, wird die Videoverhandlung für diese ver-
bindlich, wenn kein Einspruch gegen die Anordnung eingelegt wird. Eine unangekündigte 
Teilnahme von Verfahrensbeteiligten vor Ort ist in diesem Fall – anders als nach bisheriger 
Rechtslage – ausgeschlossen. Damit entfällt die Notwendigkeit, dass sich der Vorsitzende 
während dieser Videoverhandlung an der Gerichtsstelle aufhalten muss. Er kann die Vide-
overhandlung auch von einem anderen Ort aus leiten, zum Beispiel von seinem heimischen 
Arbeitszimmer. Der neue Absatz 6 ermöglicht daher die Durchführung sogenannter vollvir-
tueller Videoverhandlungen. 

Um die Öffentlichkeit der Verhandlung nach § 169 Absatz 1 Satz 1 GVG zu gewährleisten, 
sieht Absatz 6 Satz 2 für den Fall der vollvirtuellen Videoverhandlung vor, dass diese zu-
sätzlich in einen öffentlich zugänglichen Raum in dem zuständigen Gericht übertragen wird. 
In diesem Übertragungsraum kann jedermann die Verhandlung in Echtzeit in Bild und Ton 
verfolgen. 

Zu Nummer 8 Buchstabe c (§ 160 Absatz 1 ZPO) 

Die Ermöglichung vollvirtueller Videoverhandlungen macht auch Folgeänderungen bei den 
Regelungen zum Protokollinhalt erforderlich. Nach der neuen Nummer 6 soll im Protokoll 
zum einen angegeben werden, dass eine vollvirtuelle Videoverhandlung nach § 128a Ab-
satz 6 Satz 1 ZPO-E durchgeführt wird. Zum anderen soll der Vorsitzende in diesen Fällen 
die Feststellung zu Protokoll nehmen, dass die Öffentlichkeit der Verhandlung nach § 128a 
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Absatz 6 Satz 2 ZPO-E durch Übertragung in einen Raum im Gericht hergestellt worden 
ist. 

Zu Nummer 12 Buchstabe a (§ 227 Absatz 1 Satz 3 ZPO) 

Das Abstellen auf die Geeignetheit des Termins zur Durchführung per Bild- und Tonüber-
tragung ist eine Folgeänderung zur Änderung des § 128a Absatz 1 Satz 1 ZPO-E. Zudem 
wird klargestellt, dass das Gericht das in § 128a Absatz 2 und § 284 Absatz 2 ZPO-E eröff-
nete Ermessen auch im Falle eines Antrags auf Terminsänderung ausüben kann. 

Zu Nummer 16 Buchstabe b (§ 284 Absatz 2 ZPO) 

Zu § 284 Absatz 2 Satz 1 und 3 ZPO 

Die Änderungen der Sätze 1 und 3 sind durch die Änderungen des § 128a Absatz 2 ZPO-
E bedingt. Für die Videobeweisaufnahme soll § 128a Absatz 2 ZPO-E keine Anwendung 
finden. Dies bedeutet zum einen, dass anders als nach § 128a Absatz 2 Satz 2 ZPO-E die 
Entscheidung über eine Videobeweisaufnahme auch bei einem Antrag im freien Ermessen 
des Gerichts steht, das die Beweiswürdigung vorzunehmen hat. Zum anderen folgt daraus, 
dass die Begründungspflicht nach § 128a Absatz 2 Satz 3 ZPO-E bei Ablehnung eines 
Antrags auf Videobeweisaufnahme nicht gilt. Die Offenlegung von Gründen für die Ableh-
nung einer Vernehmung bestimmter Zeugen per Video könnte Anlass und Grundlage für 
Befangenheitsanträge darstellen. 

In Satz 3 wird nicht auf § 128a Absatz 6 ZPO-E verwiesen. Eine vollvirtuelle Videobeweis-
aufnahme, bei der auch das Gericht sich nicht an der Gerichtstelle aufhält, ist damit ausge-
schlossen. 

Zu § 284 Absatz 2 Satz 2 ZPO 

Der neue Satz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen Satz 3. Neben den Verfahrensbetei-
ligten sind danach auch Zeugen und Sachverständige antragsberechtigt.  

Zu § 284 Absatz 2 Satz 4 ZPO 

Durch die Änderung von Satz 4 wird der Kreis der Personen, die Einspruch gegen die An-
ordnung einer Videobeweisaufnahme einlegen können, auf die Verfahrensbeteiligten er-
weitert. Neben den Beweispersonen als unmittelbare Adressaten der Anordnung einer Vi-
deobeweisaufnahme können auch die Parteien und ihre Prozessbevollmächtigen Ein-
spruch einlegen. Damit wird sichergestellt, dass eine Videobeweisaufnahme nicht gegen 
den Willen der Parteien durchgeführt werden kann. 

Zu Nummer 18 (§ 310 Absatz 1 ZPO) 

Nach dem neuen Satz 3 kann der Vorsitzende den Verfahrensbeteiligten gestatten, an der 
Urteilsverkündung per Bild- und Tonübertragung teilzunehmen. Es liegt im Ermessen des 
Vorsitzenden, ob er den Verfahrensbeteiligten diese Möglichkeit der Videoteilnahme ein-
räumt. 

Der neue Satz 4 ermöglicht die Verkündung sogenannter Stuhlurteile nach Satz 1, erste 
Alternative auch in vollvirtuellen Videoverhandlungen nach § 128a Absatz 6 Satz 1 ZPO-E. 
Es ist davon auszugehen, dass eine vollvirtuelle Videoverhandlung insbesondere in einfach 
gelagerten Fällen durchgeführt wird, in denen eine Entscheidung im unmittelbaren An-
schluss an die mündliche Verhandlung möglich ist. Die Öffentlichkeit der Urteilsverkündung 
(§ 169 Absatz 1 Satz 1, § 173 Absatz 1 GVG) wird in diesen Fällen durch die Einrichtung 
eines Übertragungsraums nach § 128a Absatz 6 Satz 2 ZPO-E sichergestellt. 

Zu Nummer 33 (Änderung des § 1101 Absatz 2 ZPO) 
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Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit – FamFG) 

Zu Nummer 7 (§ 64 Absatz 2 FamFG) 

Mit der Änderung wird klargestellt, dass die Einlegung der Beschwerde zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle durch den Urkundsbeamten auch mittels Bild- und Tonübertragung 
nach § 25 Absatz 3 FamFG-E aufgenommen werden kann.  

Es wird klargestellt, dass nur bei Einlegung der Beschwerde durch Beschwerdeschrift diese 
vom Beschwerdeführer oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen ist. Einer solchen 
Unterzeichnung durch den Beschwerdeführer oder seinen Bevollmächtigten bedarf es 
nicht, wenn die Beschwerde zur Niederschrift der Geschäftsstelle eingelegt wird.  

Aus Gründen der Rechtssicherheit wird durch einen ausdrücklichen Verweis auf § 25 Ab-
satz 3 FamFG-E klargestellt, dass die Einlegung der Beschwerde zur Niederschrift der Ge-
schäftsstelle durch den Urkundsbeamten mittels Bild- und Tonübertragung nach § 25 Ab-
satz 3 FamFG-E möglich ist. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes – ArbGG)  

Zu Nummer 3 (§ 13a Satz 3 ArbGG) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Nummer 4 (§ 46 Absatz 2 ArbGG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund des Inkrafttretens des Artikel 17 des Ver-
bandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetzes vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272). 

Zu Artikel 12 (Änderung der Finanzgerichtsordnung – FGO)   

Nummer 3 (§ 71 Absatz 1 Satz 4 FGO) 

Durch die neu aufgenommene Verweisung gilt die in § 277 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ZPO-
E für das zivilprozessuale Verfahren vorgesehene Aufforderung an den Beklagten, mitzu-
teilen, ob Bedenken gegen die Durchführung einer Videoverhandlung bestehen, auch im 
finanzgerichtlichen Verfahren. 
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